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Massive Einschränkung der Beratungstätigkeit der Asylsozialberatung in den staatlichen 
Gemeinschaftsunterkünften wieder aufheben

Antrag

Der Oberbürgermeister setzt sich beim Freistaat Bayern dafür ein, dass die mit Schreiben des 
Bayerischen Innenministeriums vom 23.03.2020 massive Einschränkung der Beratungstätigkeit 
der Asylsozialberatung in den staatlichen Gemeinschaftsunterkünften wieder aufgehoben wird und 
ein Vorgehen analog den kommunalen Flüchtlingsunterkünften der Landeshauptstadt München 
auch dort praktiziert wird.

Begründung

Mit einem Infobrief vom 23.03.2020 hat das Bayerische Staatsministerium des Innern, für Sport 
und Integration (StMI) mitgeteilt, dass der Zugang von Flüchtlings- und Integrationsberater*innen 
(FIB) in den „bayerischen Asylunterkünften und Übergangswohnheimen“ grundsätzlich nicht 
gestattet ist. In einem aktualisierten Infobrief vom 26.03.2020 wurde diese Regelung dahingehend 
angepasst, dass Träger nun mit einer extra zu beantragenden Ausnahmegenehmigung für 
zumindest drei Stunden pro Tag in den Gemeinschaftsunterkünften ihrer Tätigkeit nachkommen 
können. Dies ist aber bei weitem nicht genug, um den Bedürfnissen und Belangen der 
Bewohnerinnen und Bewohner in den Einrichtungen zu entsprechen und den sozialen Frieden zu 
gewährleisten.

Die Anwesenheit der Asylsozialbetreuung in den dezentralen Unterkünften hat gerade auch in der 
vorherrschenden Krisensituation eine große Bedeutung für die Menschen in den Einrichtungen. 
Die Bewohner*innen müssen laufend informiert werden und benötigen in dringenden Notfällen 
eine Beratung, die nur unzureichend über Telefon oder E-Mail gesichert werden kann. Gerade für 
Familien mit Kindern besteht derzeit ein hoher Beratungs - und Informationsbedarf. Wenn es 
konkret zu Gefährdungs- und Problemsituationen in Familien kommt, hat die Asylsozialberatung 
zudem eine wichtige Funktion für etwaige anschließende Maßnahmen der Bezirkssozialarbeit.



Die Landeshauptstadt München hat in ihren kommunalen Flüchtlingseinrichtungen deshalb eine 
derartige Einschränkung bewusst nicht vorgenommen. Hier haben die hauptamtlichen 
Asylsozialbetreuungen weiterhin Zutritt ohne zeitliche Beschränkung, solange die 
Infektionsschutzmaßnahmen garantiert sind. An diesem Vorgehen sollte sich auch der Freistaat 
Bayern orientieren.
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